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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Mit einem Bericht über die Anforderungen an die Gültigkeit von Volksinitiativen
mischte sich die SPK-SR in die laufende Diskussion zum Thema ein. Die in letzter Zeit
sehr hart geführten Diskussionen um die Schwierigkeiten bei der Umsetzung von
angenommenen Volksbegehren und der damit verknüpfte Unmut in der Bevölkerung
war für die SPK-SR Anlass für eine eingehende Prüfung des Reformbedarfs der Gründe
für die Ungültigerklärung von Volksinitiativen. Die Kommission schlug fünf mögliche
Präzisierungen vor, von denen sie vier als parlamentarische Initiativen einreichte. Das
bestehende Kriterium der "Einheit der Materie" soll erstens präziser formuliert werden
(Pa.Iv. 15.475). Zweitens soll die Behandlung einer Initiative, die in die Umsetzung einer
bereits angenommenen Initiative eingreifen will, erst nach der Umsetzung der ersten in
Angriff genommen werden. Damit wollte die SPK-SR Durchsetzungsinitiativen – als
Beispiel genannt sei die von der SVP eingereichte Initiative zur Umsetzung der
Ausschaffungsinitiative – die Zähne ziehen (Pa.Iv. 15.476). Drittens sollen
Initiativkomitees die Möglichkeit erhalten, ihr Begehren formell- und materiellrechtlich
prüfen zu lassen (Pa.Iv. 15.477). Dieser Vorschlag entsprach einer mittlerweile vom
Bundesrat zur Abschreibung empfohlenen Motion. Viertens sollen indirekte
Gegenentwürfe zu Volksinitiativen zur Information in den Abstimmungserläuterung des
Bundesrates publiziert werden (15.478). Fünftens soll ein Begehren dann ungültig sein,
wenn es rückwirkende Bestimmungen enthält. Diese Forderung war schon früher von
einer parlamentarischen Initiative Lustenberger gefordert worden (Pa.Iv. 14.471), der
beide SPK bereits Folge gegeben hatten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.08.2015
MARC BÜHLMANN

In ihrer Sitzung Anfang Februar 2016 unterstrich die SPK-NR, dass sie im Bereich der
Gültigkeit von Volksinitiativen ebenfalls Handlungsbedarf sehe. Allen vier von ihrer
Schwesterkommission eingereichten parlamentarischen Vorstössen wurde deshalb
Folge gegeben. Die SPK-SR soll nun also Erlasse erarbeiten, mit denen Kriterien
festgelegt werden, die eine strengere Praxis bei der Prüfung der Einheit der Materie
erlauben (Pa. Iv. 15.475), mit denen die Behandlungsfristen für Durchsetzungsinitiativen
geändert werden (Pa. Iv. 15.476), die eine fakultative Vorprüfung von Initiativtexten
ermöglichen (Pa. Iv. 15.477) und die es ermöglichen, dass bei Abstimmungen über
Volksinitiativen nicht nur direkte, sondern auch indirekte Gegenentwürfe in den
bundesrätlichen Abstimmungserläuterungen publiziert werden (Pa. Iv. 15.478). 
Der SPK-NR gingen diese Forderungen allerdings noch zu wenig weit. Die ständerätliche
Kommission hatte das heisse Eisen der Frage nach der Ungültigkeit eines
Volksbegehrens bei einem Verstoss gegen Grundrechte nämlich nicht angefasst. Hier
wollte die Staatspolitische Kommission der grossen Kammer nachbessern. Sie beschloss
mit 16 zu 9 Stimmen eine Subkommission einzusetzen und lud die SPK-SR ein, es ihr
gleich zu tun, damit die Arbeiten koordiniert werden können. Eine
Kommissionsminderheit bezweifelte freilich, dass man für Reformvorschläge eine
politische Mehrheit finden werde. Aus formellen Gründen stimmte die SPK-NR zudem
der Abschreibung zweier Motionen zum Thema zu, nachdem sie den entsprechenden
Antrag des Bundesrates im Juni 2015 noch abgelehnt hatte. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.02.2016
MARC BÜHLMANN

Wohl auch vor dem Hintergrund der deutlich gesunkenen Zahl an lancierten und
abstimmungsreifen Volksinitiativen und der damit verbundenen, (auch medial) deutlich
geringeren Diskussionslust um die Behandlung von Volksinitiativen, kam die SPK-SR auf
einen Teil ihres Beschlusses zurück und verzichtete auf zwei der vier ursprünglich
lancierten parlamentarischen Initiativen zum Thema Anforderungen an die Gültigkeit
von Volksinitiativen. In ihrer Medienmitteilung verwies die Kommission zudem darauf,
dass neben der zeitlichen Distanz auch ihre neue Zusammensetzung Grund für diesen
Entscheid sei. Konkret wollte die Kommission mit 9 zu 4 Stimmen auf einen Vorschlag
für eine strengere Prüfung der Einheit der Materie (Pa. Iv. 15.475) verzichten. Es sei gar
nicht möglich hier präzise Kriterien zu formulieren; der konkrete Anwendungsfall
brauche immer eine spezifische Auslegung. Auch die Idee einer Neuregelung der
Behandlungsfristen von Initiativen, die Bezug nehmen auf eine vorgehende Initiative,
bei welcher die Verfassungsänderung aber noch nicht umgesetzt ist (Pa. Iv. 15.476),

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2017
MARC BÜHLMANN
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wurde mit 8 zu 5 Stimmen fallen gelassen. Eine solche, gegen die
Durchsetzungsinitiative der SVP gerichtete Regel sei deshalb nicht umsetzbar, weil die
Definition einer so gestalteten Durchsetzungsinitiative sehr schwierig sei.
Weiterverfolgen will die SPK-SR damit lediglich noch die Idee einer unverbindlichen
Vorprüfung von Volksinitiativen (Pa. Iv. 15.477) sowie den Vorstoss, mit dem indirekte
Gegenentwürfe im Abstimmungsbüchlein erläutert werden sollen (Pa. Iv. 15.478). 3

Der 2015 gross angekündigte Berg zur Änderung bei den Anforderungen an die
Gültigkeit von Volksinitiativen gebar Ende August 2017 nicht mal mehr eine Maus. In
ihrer Medienmitteilung Ende August 2017 kündigte die SPK-SR an, auch auf die beiden
noch verbliebenen Forderungen zu verzichten. Das Angebot einer unverbindlichen
formell- und materiellrechtlichen Vorprüfung von Volksbegehren sei zu wenig
gewichtig, als dass hier eine Änderung des Gesetzes in Angriff genommen werden
müsse. Die Forderung, dass indirekte Gegenentwürfe ins Abstimmungsbüchlein
aufgenommen werden sollen (Pa.Iv. 15.478), könne von der Bundeskanzlei, die für die
Redaktion der Abstimmungserläuterungen verantwortlich ist, ohne Gesetzesänderung
umgesetzt werden. Ein entsprechendes Schreiben sei von der SPK-SR bereits an die
Bundeskanzlei geschickt worden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2017
MARC BÜHLMANN
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